
TOP Ö  4.1TOP Ö  4.1





 

Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0840/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 22.08.2019 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-440 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 12.09.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Information über die geringfügigen Haushaltsüberschreitungen im 1. 
Halbjahr 2019 
 
Sachverhalt: 
Der Bürgermeister ist ermächtigt, über- und außerplanmäßige Ausgaben im Sinne 
des § 82 Abs. 1 Gemeindeordnung zu leisten, wenn ihr Betrag im Einzelfall 5.000,-- € 
nicht übersteigt. Die Zustimmung der Gemeindevertretung gilt in diesen Fällen als 
erteilt. Der Bürgermeister ist verpflichtet, der Gemeindevertretung mindestens halb-
jährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben nach Satz 1 zu 
berichten. 
Die geringfügigen Haushaltsüberschreitungen des 1. Halbjahres 2019 belaufen sich 
auf 1.555,99 €. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der geringfügigen über- und außerplanmäßigen Ausgaben ist durch die 
Deckungsreserve sowie Minderausgaben bzw. Mehreinnahmen bei anderen Haus-
haltsstellen gewährleistet.    
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Information des Bürgermeisters nach § 4 der Haushaltssatzung für das 1. Halb-
jahr 2019 wird zur Kenntnis genommen.    
 
 
 
 
__________________ 
Hüttner 
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Anlagen: 
Übersicht über die geringfügigen Haushaltsüberschreitungen im 1. Halbjahre 2019  
 
 
 



Haushaltsstelle Bezeichnung der Haushaltsstelle

Soll nach 

dem 

Haushalts-

plan 

Anordnungs-

soll
Mehrbetrag

davon 

bereits 

berichtet/ 

genehmigt

noch zu 

berichten
B e g r ü n d u n g

€ € € € €

1 2 3 4 5 6 7 8

Stand: 20.08.2019
02000.661000 Mitgliedsbeiträge 3.000,00 3.120,78 120,78 0,00 120,78 Mitgliedsbeiträge kommunaler Arbeitgeberverband 

sowie Gemeindetag Schleswig-Holstein

13000.640000 Versicherung der Feuerwehrangehörigen 7.000,00 7.105,54 105,54 0,00 105,54 Beitragsanpassung der Feuerwehrunfallkasse Nord

21110.530010 Miete für die Telefonanlage 900,00 904,30 4,30 0,00 4,30 Anpassung Miete für die Telefonanlage

21110.640000 Schülerunfallversicherung 7.800,00 7.847,40 47,40 0,00 47,40 gestiegene Schülerzahl

77100.520000 Gerätekauf und -unterhaltung Bauhof 4.500,00 5.777,97 1.277,97 0,00 1.277,97 diverse Kleingeräte, Verbrauchsmaterialien und 

Werkzeug

1.555,99

Information des Bürgermeisters

für das 1. Halbjahr 2019 gemäß § 4 der Haushaltssatzung

Summe des Berichts gemäß § 4 der Haushaltssatzung

Der Bürgermeister ist ermächtigt, über- und außerplanmäßige Ausgaben im Sinne des § 82 Abs. 1 Gemeindeordnung zu leisten, wenn ihr Betrag im Einzelfall 5.000,-- € nicht übersteigt. Die 

Zustimmung gilt in diesen Fällen als erteilt. Der Bürgermeister ist verpflichtet, die Gemeindevertretung mindestens halbjährlich über die geleisteten über- und außerplanmäßigen Ausgaben zu 

informieren. 

Gemeinde Holm
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0841/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 22.08.2019 

Bearbeiter: Beatrice Müller AZ: 3/904-440 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 12.09.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Die zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anlage mit 
Stand vom 20.08.2019 im Verwaltungshaushalt auf 42.812,11 €. Im Vermögens-
haushalt liegen keine Überschreitungen vor. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist gewährleistet durch Minderausga-
ben bzw. Mehreinnahmen bei anderen Haushaltsstellen.    
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, die Haus-
haltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 42.812,11 € zu genehmigen.    
 
 
 
__________________ 
Hüttner 
 
Anlagen: 
Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand 20.08.2019)   
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EUR EUR EUR EUR EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

Stand: 20.08.2019 Verwaltungshaushalt

Deckungskreis Feuerwehr 31.000,00 39.006,91 8.006,91 0,00 8.006,91 diverse Ausrüstungsgegenstände sowie 
Prüfungen von hydraulischen Rettungssätzen;
Fahrzeugwartungen, TÜV und Reparaturen

46400.717010 Zuschuss für den 
kirchlichen Kindergarten

205.500,00 236.718,65 31.218,65 0,00 31.218,65 Fehlbetrag 2018 sowie Mehrkosten für die 
Anhebung der Leitungsstunden und 
Personalschlüssel

56100.500000 Gebäudeunterhaltung 
Sporthalle

15.000,00 29.835,63 14.835,63 11.249,08 3.586,55 Erneuerung Heizkreisverteiler und 
Wartungskosten; Waschtischarmatur sowie 
Eckventil erneuert

Summe 251.500,00 305.561,19 54.061,19 11.249,08 42.812,11

42.812,11

Vermögenshaushalt

Summe 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

0,00noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

Soll nach dem 

Haushaltsplan 

(einschließl. 

Nachtrags-

haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon bereits 

genehmigt

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =

Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Holm

Bezeichnung der HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 

genehmigen

Im Vermögenshaushalt liegen keine Haushaltsüberschreitungen vor.
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0816/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 21.05.2019 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 20.06.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 27.06.2019 öffentlich 

 

Prüfung der Jahresrechnung 2018 und Feststellung der Ergebnisses für 
die Gemeinde Holm 
 
Sachverhalt: 
- siehe Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung vom 03.06.2019 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
- gemäß Anlage 
 
 
 
Finanzierung: 
- entfällt -  
 
 
  
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung stellt die Jahresrechnung 
für das Haushaltsjahr 2018, die im Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Ausga-
ben in Höhe von je 5.230.113,88 € und im Vermögenshaushalt mit Einnahmen und 
Ausgaben in Höhe von je 593.990,95 € abschließt, fest.  
 
 
 
__________________ 
Hüttner 
 
Anlagen: 
Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung am 03.06.2019 
Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0835/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 30.07.2019 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 12.09.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Jahresrechnung 2018 DRK Kindertagesstätte Holm 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg hat am 5.6.2019 die Jahresrechnung 2018 für die 
DRK-Kindertagesstätte Holm vorgelegt (Anlage). Gesamteinnahmen in Höhe von 
831.829,96 Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe von 839.471,47 Euro gegenüber, 
so dass sich ein Defizit in Höhe von 7.641,52 Euro ergibt.  
 
Am 30.08.2019 haben die gemeindlichen Prüfer die Jahresrechnung geprüft. Es 
wurde festgestellt, dass die Verwaltungskosten zu hoch berechnet worden sind. Der 
DRK-Kreisverband hat eine Neuberechnung der Verwaltungskosten vorgelegt. Diese 
ergibt eine Erstattung von 2.510,88 Euro. Das Defizit sinkt somit auf 5.130,64 Euro. 
Der Gemeindevertretung wurde empfohlen die Jahresrechnung anzuerkennen und 
Entlastung zu erteilen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Ausgaben entsprechen im Wesentlich dem Haushaltsansätzen.  
 
Bei den Einnahmen ergeben sich Mehreinnahmen bei dem Kostenausgleich (ein 
auswärtiges Kind) und einen höheren Zuschuss des Landes für die Krippengruppe. 
Ebenfalls ergaben sich durch die Abrechnungen der Betriebskosten des Kreises aus 
den Vorjahren (2012 – 2016) Nachzahlungen. Mindereinnahmen sind beim Landes-
zuschuss zu verzeichnen. 
 
Das von der Gemeinde Holm gezahlte Wohngeld sowie die Kosten der Gebäudeun-
terhaltung betrugen für das Jahr 2018 38.081,80 Euro. Über diese von der Gemeinde 
zu zahlenden Kosten erhält der DRK-Kreisverband nach § 5 Abs. 1 B des Vertrages 
über die Finanzierung der Kindertagesstätte jeweils Anfang des Jahres eine entspre-
chende Mitteilung.  Der durch zu buchendem Mietwert betrug 37.008,42 Euro.   
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Finanzierung: 
 
Das Defizit in Höhe von 5.130,64 Euro wurde bereits an das DRK gezahlt. 
 
Die Gemeinde Holm hat Konnexitätsmittel vom Land für den Betrieb der Krippen-
gruppe in Höhe von 36.620,00 Euro erhalten.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Kreiszuschuss Betriebskosten U 3: 650,00 Euro 
Kreiszuschuss Sozialstaffel U 3: 10.370Euro  
Landeszuschuss Personalkosten U 3: 38.828,43 Euro 
Kreiszuschuss Betriebskosten Ü 3: 49.381,89 Euro 
Kreiszuschuss Sozialstaffel Ü 3:  34.446,50 Euro  
Landeszuschuss Personalkosten Ü 3: 49.381,89 Euro   
 
Konnexitätsmittel: 36.620,00 Euro 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Finanzausschuss/ die Gemeindevertretung erkennt die Jahresrechnung 2018 für 
die DRK-Kindertagesstätte an. Das Defizit in Höhe von 5.130,64 Euro wurde bereits 
erstattet.   
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Hüttner) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Jahresrechnung DRK Kreisverband  
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0839/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 21.08.2019 

Bearbeiter: Susann Podschus AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 12.09.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Erweiterung der Grundschule Holm einschließlich der 
Betreuungsschule; hier: Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Durch die stetig steigende Zahl der zu betreuenden Kinder in der Betreuungsschule 
Holm haben die Grundschule wie auch die Betreuungsschule in der Sitzung des 
Schul-, Sport- und Kulturausschusses am 22.05.2019 noch einmal auf die momenta-
ne Situation in der Schule aufmerksam gemacht und dringend um eine Lösung für 
das räumliche Problem gebeten. Laut Aussage der Schule werden zusätzliche 3 
Klassenräume sowie 2 Differenzierungsräume benötig, um den schulischen Bedarf 
wie auch den Bedarf für die Betreuungsschule zu decken. 
 
Für die Bedarfs- und Kostenermittlung sowie einer Entwurfsplanung für eine Erweite-
rung der Grundschule wurde durch das Amt GuMS eine beschränkte Ausschreibung 
zur Architektenfindung durchgeführt. Angeschrieben wurden folgende Architekten- 
und Ingenieurbüros: 
 
1. Architekt Frank Jenßen, Haseldorf 
2. Architektur und Stadtplanung Ewers, Hamburg 
3. Jan Braker Architekten, Hamburg 
4. Ingenieurbüro Holger Quast, Elmshorn 
 
Zum Angebotsabgabetermin haben 3 Angebote vorgelegen, die nach einer 
Matrix-Bewertung mit Punktesystem ausgewertet wurden. Nach Auswertung der An-
gebote erhält das Büro Jan Braker Architekten den Zuschlag. 
 
Das Amt GuMS wird umgehend nach Zuschlagserteilung in Zusammenarbeit mit 
dem Architektenbüro, unter Einbindung der Leitungen und Nutzern der Schule sowie 
der Betreuungsschule, die Gespräche für eine Bedarfsermittlung und Entwurfspla-
nung aufnehmen. Weiterhin wird die Agentur „Ganztägiges Lernen“ aus Kiel in die 

TOP Ö  9TOP Ö  9



Planung eingebunden werden. 
Parallel zur Bedarfs- und Entwurfsplanung wird das Amt GuMS ermitteln, ob ggf. 
Fördermittel für einen An- oder Umbau der Grundschule generiert werden können.  
 
 
Finanzierung: 
 
Die Bereitstellung der Mittel für die Planungskosten erfolgt über den Nachtragshaus-
halt 2019. Die Bereitstellung der Mittel für eine eventuelle Erweiterung der Grund-
schule erfolgt über den Haushalt 2020. 
In beiden Fällen sind die Mittel über eine Kreditfinanzierung abzudecken. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Das Amt GuMS wird versuchen entsprechende Fördermöglichkeiten zu generieren. 
Für das Jahr 2019 gibt es aktuell keine Fördermöglichkeiten mehr. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Verwaltung wird beauftragt in Zusammenarbeit mit den Nutzern der Schu-
le Holm sowie dem Planungsbüro eine Bedarfs- und Entwurfsplanung für eine 
Erweiterung der Grundschule Holm aufzustellen. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, entsprechende Fördermittel für den An- 
und/oder Umbau der Grundschule zu generieren. 

3. Für die Bedarfs- und Entwurfsplanung werden beim Konto 5/21120.950010 – 
Planungskosten Anbau Betreuungsklasse - 90.000,00 € über den Nachtrag 
der Gemeinde Holm bereitgestellt. 

 
 
 
 
 
 
__________________ 
Bürgermeister Hüttner 
 
 
 
Anlagen: -/-  
 
 
 



 

Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0833/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 15.07.2019 

Bearbeiter: Jennifer Jathe-Klemm AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 12.09.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Benutzungsentgelt Dörpshus Holm 
 
Sachverhalt: 
 
Die Entgeltordnung sieht keine Vorgabe für die Erhöhung des Benutzungsentgeltes 
vor. Seit der letzten Erhöhung der Entgeltordnung ist der Verbraucherpreisindex um 
1,45% gestiegen. Diese Erhöhung war in der Vergangenheit die jeweilige Grundlage 
für die Erhöhung des Benutzungsentgeltes.  
 
Es ist zu überlegen, ob das Benutzungsentgelt zum 01.01.2020 entsprechend ange-
passt werden soll. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Entfällt 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Entsprechende Mehreinnahmen wären bei der Haushaltsstelle 76000.14000 zu be-
rücksichtigen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
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Der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, der Anpassung 
der Benutzungsentgelte (Spalte Vorschlag) zum 01.01.2020 zuzustimmen.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Hüttner 
 
 
 
Anlagen: 
Entgeltordnung  
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BESCHLUSSAUSFERTIGUNG 
 
 

Beschlussorgan:  
Amtsausschuss Amt Geest 
und Marsch Südholstein 

Sitzung vom:  
07.05.2019 

Niederschrift zur Sitzung 
AMT-AA/010/2019 

Auszug: 
  
zu 10 
öffentlich 

Aufwandsentschädigung für Wahlhelfer; hier: Antrag der FWM 
Vorlage: 0114/2019/AMT/BV 

 
 

 
Az:   
Herr Lütje erläutert den Sachverhalt. Bei den Bundestags-, Landtags- 
und Europawahlen werden die Aufwandsentschädigungen für die 
Wahlhelfer aus dem Amtshaushalt beglichen und die Höhe obliegt der 
Entscheidung des Amtsausschusses. Für die 170 Wahlhelfer der 
Europawahl wird auf Amtsebene derzeit ein einheitliches 
Erfrischungsgeld in Höhe von 35 € gewährt. Bei der Europawahl erhält 
das Amt vom Bund eine Wahlkostenerstattung in Höhe von 35 € für 
Wahlvorsteher sowie 25 € für die übrigen Wahlhelfer. Herr Lütje spricht 
sich gegen eine Erhöhung aus, weil es bei einem Ehrenamt nicht um die 
Höhe einer finanziellen Entschädigung gehen sollte. Herr AD Jürgensen 
ergänzt, dass es immer schwieriger wird, ehrenamtliche Helfer zu finden. 
Die finanzielle Entschädigung sei nun mal ein Entscheidungskriterium. 
Er richtet die dringende Bitte an die Gemeinden, auch dort 50 € als 
Entschädigung festzulegen. 
 
 

 Beschluss: 
 
Der Amtsausschuss beschließt, ab der nächsten auf die Europawahl 
folgenden gemeindeübergreifenden Wahl (Bundestags-, Landtags- und 
Europawahl) das Erfrischungsgeld für die Wahlhelfer auf 50 € 
anzupassen. 
Gleichzeitig werden die Gemeindevertretungen der 
amtsangehörigen Gemeinden aufgefordert, einen Beschluss zu 
fassen, das Erfrischungsgeld für die Kommunalwahlen künftig 
einheitlich auf 50,00 € zu erhöhen. 
 
 

 mehrheitlich beschlossen 
 Abstimmungsergebnis: Ja: 84  Nein: 8  Enthaltung: 3  Befangen: 0   
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Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0832/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Zentrale Dienste Datum: 08.07.2019 

Bearbeiter: Frank Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Entscheidung über den Sitz des Amtes Geest und Marsch Südholstein 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Amtsausschuss des Amtes Geest und Marsch Südholstein hat in seiner Sitzung 
am 18.12.2018 beschlossen, einen Gewerbemietvertrag zur Nutzung von Räumlich-
keiten in einem auf dem Grundstück Wedeler Ch. 21 in Heist von der Raiffeisenbank 
Elbmarsch neu zu errichtendem Gebäude abzuschließen. Die Verwaltung des Amtes 
Geest und Marsch Südholstein soll in diesem Gebäude künftig, voraussichtlich ab 
Herbst 2020, untergebracht werden. Das jetzige Amtsgebäude in der Amtsstraße 12, 
25436 Moorrege wird in diesem Zuge komplett verlassen. Für die Gemeinde Moorre-
ge besteht ein Vorkaufsrecht für das Grundstück mit jetzigem Amtsgebäude, wozu 
die Gemeinde bereits schriftlich mitgeteilt hat, es ausüben zu wollen. In der Sitzung 
der Gemeindevertretung Moorrege am 27.06.2019 wurde der Beschluss gefasst, ei-
ne interfraktionelle Arbeitsgruppe einzurichten, die sich mit der künftigen Nutzung der 
Immobilie befassen soll. 
 
Mit dem Wechsel der Verwaltung in die Gemeinde Heist soll der Wechsel des Sitzes 
des Amtes Geest und Marsch Südholstein einher gehen. Gemäß § 1 Abs. 2 Amts-
ordnung (AO) entscheidet über den Sitz eines Amtes das Ministerium für Inneres und 
Bundesangelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein nach Anhörung der Ge-
meindevertretungen der beteiligten (amtsangehörigen) Gemeinden sowie des Kreis-
tages des Kreises Pinneberg.  
 
Für den Beschluss des Ministeriums, aber auch in der Stellungnahme des Kreistages 
und der Gemeindevertretungen sind die Grundsätze des § 2 AO zu beachten. Bei 
der Entscheidung des Ministeriums sind in erster Linie Sinn und Zweck der Amtsord-
nung und die Aufgaben „Zusammenarbeit zwischen Amt, Gemeinde und Gemeinde-
einwohnern“ zu wahren. Grundsätzlich kommt für den Amtssitz der in der Regional-
planung festgelegte zentrale Ort (ländlicher Zentralort, Unterzentrum) in Betracht. 
Einen solchen Ort gibt es aber innerhalb des Amtsgebietes nicht. Nach Sinn und 
Zweck der Amtsordnung kommt dem Ort der Verwaltung für die Bestimmung des 
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Amtssitzes eine große Bedeutung zu (VG Schleswig). Ein Grundsatz, nur die größte 
oder bevölkerungsreichste Gemeinde auswählen zu können, besteht nicht. Grund-
sätzlich sind die örtlichen Verhältnisse (Standort weiterbildender Schulen, Einkaufs-
möglichkeiten, die Versorgung mit ärztlichen Dienstleistungen und weiteren Dienst-
leistungen im Sinn der Daseinsvorsorge), im Besonderen Wege-, Verkehrs-, Schul- 
und Wirtschaftsverhältnisse, aber auch die kirchlichen, kulturellen und geschichtli-
chen Beziehungen zu berücksichtigen. 
Es ist davon auszugehen, dass in keiner Amtsgemeinde ein deutlicher Schwerpunkt 
nach Bevölkerungszahl und -dichte und sonstigen Gegebenheiten erkennbar ist. In 
der Gemeinde Moorrege befindet sich zwar die einzige weiterführende Schule im 
Amtsbereich; sie bietet jedoch nur den Schulzweig „Gemeinschaftsschule“ an. Alle 
anderen Arten weiterführender Schulen befinden sich in den umliegenden Städten. 
Grundschulen befinden sich sowohl in Heist, Appen, Haseldorf, Heidgraben, Hetlin-
gen, Holm und Moorrege. Ein Schwerpunkt des Amtsgebietes in einer Gemeinde des 
Amtes hinsichtlich der Schulverhältnisse ist insoweit nicht auszumachen. Dies gilt 
auch für die Einkaufsmöglichkeiten. Neben einiger Bäckerei -und Schlachtereibetrie-
be in einigen Gemeinden sowie größerer Nahversorger in den Gemeinden Heist, 
Holm und Moorrege müssen die Einwohner zur Erledigung größerer Einkäufe bzw. 
spezieller Einkäufe in die umliegenden Städte fahren. Ähnlich ist es hinsichtlich der 
ärztlichen Versorgung. Es befindet sich in mehreren Gemeinden eine hausärztliche 
Arztpraxis sowie Zahnärzte. Für alle weiteren ärztlichen Dienstleistungen müssen die 
Einwohner des Amtsbezirkes in die umliegenden Städte fahren. Angesichts dieser 
Gegebenheiten muss man davon ausgehen, dass keine Gemeinde im Amtsgebiet 
einen wesentlichen Schwerpunkt bildet.  
Für den Amtssitz sind die Wege- und Verkehrsverhältnisse ausschlaggebend, denn 
die Verwaltung muss für alle EinwohnerInnen gut erreichbar sein. Der künftige Ver-
waltungssitz in Heist erfüllt diese Maßstäbe. Er liegt direkt an der B431 und ist mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln gut zu erreichen, zumal sich direkt vor dem neuen Ver-
waltungssitz eine Bushaltestelle befindet.  
 
Für das Innenministerium gilt immer zunächst der Grundsatz, dass die Verwaltung 
am Amtssitz zu führen ist. Diese befindet sich aufgrund freiwilliger Entscheidung des 
Amtsausschusses künftig in Heist. Es liegen keine ausschlaggebenden Anhaltspunk-
te dafür vor, den Amtssitz in Moorrege zu belassen bzw. in einer anderen Gemeinde 
festzulegen. Nach der bisherigen Entscheidungspraxis führt die Verlegung der Ver-
waltung eines Amtes grundsätzlich zu einer Verlegung des Amtssitzes. Es gibt hier 
wohl keine Anhaltspunkte, um von dieser Praxis abzuweichen. Zu beachten ist dabei 
auch, dass davon auszugehen ist, dass der Amtsausschuss und die Ausschüsse des 
Amtsausschusses künftig ihre Sitzungen im neuen Amtshaus in Heist abhalten wer-
den. 
 
Wie bereits erwähnt, hat das Ministerium vor seiner Entscheidung die Gemeindever-
tretungen und den Kreistag „anzuhören“. Eine Anhörung bedeutet die Verpflichtung 
zur Kenntnisnahme der geäußerten Argumente, nicht jedoch deren zwingende Über-
nahme in die Entscheidung. Das Innenministerium macht sich somit ein Bild über die 
Auffassungen der einzelnen Gremien. Zur Vorbereitung der Entscheidung des Minis-
teriums über den Sitz des Amtes legt nach § 6 der Durchführungsverordnung zur 
Amtsordnung der Landrat folgende Unterlagen vor: 
 
1. die Beschlüsse der Gemeindevertretungen und Amtsausschüsse der betroffenen 
Gemeinden sowie Auszüge aus den Sitzungsniederschriften, 



 
2. den Beschluss des Kreistages sowie einen Auszug aus der Sitzungsniederschrift, 
 
3. einen Bericht zu den örtlichen Verhältnissen, im Besonderen den Wege-, Ver-
kehrs-, Schul- und Wirtschaftsverhältnissen, den kirchlichen, kulturellen und ge-
schichtlichen Beziehungen sowie zu den finanziellen Auswirkungen. 
 
Auch bereits bei der Änderung des Namens des Amtes hatte der Landrat diese Un-
terlagen vorzulegen, so das grundsätzlich auf die vorliegenden Berichte verwiesen 
werden kann. 
 
 
 
Finanzierung: -/-  
 
 
Fördermittel durch Dritte: -/- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung Holm ist der Auffassung, dass die Gemeinde Heist als künf-
tiger Ort der Verwaltung des Amtes Geest und Marsch Südholstein auch Sitz des 
Amtes werden soll. Gegen diese Entscheidung sprechen seitens der Gemeindever-
tretung keine Gründe, die dem Sinn und Zweck der Amtsordnung widersprechen. 
Das Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten des Landes Schleswig-
Holstein wird gebeten, entsprechend so zu entscheiden.    
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Hüttner  
 
 
 





 

Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0847/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 27.08.2019 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: FB 3 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 12.09.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Gewährung einer Ausfallbürgschaft zugunsten des TSV Holm für die 
Zwischenfinanzierung zum Ausbau des Baseballplatzes 
 
Sachverhalt: 
Der TSV Holm baut in Abstimmung mit der Gemeinde Holm den auf den gemeindli-
chen Sportanlagen befindlichen Kombinationsplatz zu einem bundesligatauglichen 
Baseballplatz aus.  
Die Finanzierung der Gesamtmaßnahme mit einem Investitionsvolumen von rd. 
582.850 € erfolgt durch bewilligte Fördermittel des Landessportverbandes, des Krei-
ses Pinneberg, des Landes Schleswig-Holstein, der Gemeinde Holm sowie Eigen-
leistungen und entsprechende Kreditaufnahme des Vereins.  
 
Die bewilligten Fördermittel des Landessportverbandes (90.000 €) und des Kreises 
Pinneberg (83.900 €) werden jeweils erst entsprechend dem Baufortschritt des Vor-
habens ausgezahlt. Bis zur endgültigen Prüfung des Verwendungsnachweises wird 
zudem auch ein Teil des Zuschusses einbehalten.   
Über die Summe der vorzufinanzierenden Fördermittel in Höhe von rd. 175.000 € 
bedarf es einer Zwischenfinanzierung des TSV Holm. 
Die Mitgliederversammlung des TSV Holm hat der Kreditaufnahme für eine Zwi-
schenfinanzierung unter dem Hinweis zugestimmt, dass eine Bürgschaft der Ge-
meinde Holm notwendig ist.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Gemäß § 86 Gemeindeordnung (GO) darf die Gemeinde keine Sicherheiten zuguns-
ten Dritter bestellen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der Kommunalauf-
sichtsbehörde. Gemäß § 86 GO darf die Gemeinde Bürgschaften und Verpflichtun-
gen aus Gewährverträgen nur zur Erfüllung ihrer Aufgaben übernehmen.  
Unabhängig von der Genehmigungspflicht ist dabei aufgrund des „Bürgschaftserlas-
ses“ des Innenministeriums Schleswig-Holstein unter anderem zu beachten, dass 
nur Ausfallbürgschaften ohne Verzicht auf die Einrede der Vorausklage übernommen 
werden dürfen und der Umfang und Dauer der Bürgschaft begrenzt sein müssen.  
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Die Zwischenfinanzierung über 175.000 € für die Fördermittel des Landessportver-
bandes sowie des Kreises soll zeitlich befristet werden. Aufgrund der bevorstehen-
den Umsetzung des Projektes ist von einer Zwischenfinanzierung für ein Jahr auszu-
gehen, so dass die Ausfallbürgschaft in Umfang und Dauer begrenzt ist. 
 
Als Grundstückseigentümer der Sportanlagen hat die Gemeinde ein besonderes In-
teresse daran, dass der Ausbau der Baseballanlage zeitnah realisiert wird.  
Mit der Gewährung einer Ausfallbürgschaft der Gemeinde für die Zeit der Zwischen-
finanzierung trägt die Gemeinde Holm dazu bei, dass die Maßnahme trotz zeitlich 
verzögerter Freigabe der bewilligten Fördermittel entsprechend den Planungen um-
gesetzt werden kann.  
Ein Ausfall der bewilligten Fördermittel des Landessportverbandes sowie der Kreis-
mittel ist nicht zu erwarten, so dass das Bürgschaftsrisiko für die Gemeinde äußerst 
gering ist. 
Es liegt damit im Interesse der Gemeinde, eine Ausfallbürgschaft für die Aufnahme 
eines Zwischenfinanzierungskredites für den Ausbau der Baseballanlage zu gewäh-
ren. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Ausfallbürgschaft dient lediglich der Sicherheit für die Zwischenfinanzierung der 
Fördermittel des Landessportverbandes sowie des Kreises Pinneberg und hat keine 
Auswirkung auf die Höhe der Zinskonditionen für die Kreditfinanzierung. Insofern 
stellt die Ausfallbürgschaft somit keine Begünstigung im Sinne des Beihilferechts dar. 
Ein konkreter finanzieller Vorteil aus der Bürgschaftsgewährung lässt sich nicht ablei-
ten. Folglich ist von einer etwaige Bürgschaftsprämie zu Gunsten der Gemeinde ab-
zusehen.   
Das finanzielle Risiko der Gemeinde für die Ausfallbürgschaft ist äußerst gering, da 
lediglich die Zwischenfinanzierung der bewilligten Fördermittel abgesichert wird und 
ein im Verhältnis zur Gesamtinvestition vertretbarer Bürgschaftsbetrag gewährt wird. 
Zudem ist die Gemeinde Grundstückseigentümer der Sportanlagen, so dass die 
Gemeinde über eine entsprechende dingliche Sicherheit verfügt.   
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, eine Ausfall-
bürgschaft über 175.000 € zugunsten des TSV Holm e.V. für die Zwischenfinanzie-
rung zum Ausbau des Baseballplatzes zu gewähren. Die Ausfallbürgschaft ist befris-
tet auf ein Jahr.  
 
 
 
 
__________________ 
Hüttner 
  
 



 
 





 

Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0846/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 27.08.2019 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 12.09.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Anpassung des Zuschusses an den TSV Holm für den Ausbau des 
Baseballplatzes 
 
Sachverhalt: 
Die Gemeindevertretung hatte in ihrer Sitzung am 13.07.2017 beschlossen, dem 
TSV Holm einen Zuschuss für den Ausbau des vorhandenen Kombinationsplatzes zu 
einem Baseballplatz zu gewähren.  
Das Investitionsvolumen für die Maßnahme war ursprünglich mit rd. 371.500 € kalku-
liert. Aufgrund der Erhöhung der Preise im Bauwesen sowie erforderliche Verände-
rungen durch Auflagen der unteren Naturschutzbehörde haben sich entsprechende 
Kostensteigerungen ergeben. Das aktuelle Investitionsvolumen beläuft sich auf ins-
gesamt rd. 582.850 €.  
Aufgrund der Kostensteigerungen wurden gegenüber der ursprünglichen Finanzie-
rung die Fördersummen beim Landessportverband (+30.000 €) und Kreis Pinneberg 
(+11.800 €) angepasst. Zudem hat sich eine zusätzliche Sportstättenförderung des 
Landes Schleswig-Holstein (77.550 €) ergeben. 
Durch den Verein erfolgen höhere Eigenleistungen und zusätzliches Eigenkapital 
(Spenden und Sponsoring) konnte generiert werden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Kreis Pinneberg hat auf der Basis der zuwendungsfähigen Kosten und der Kos-
tensteigerung einen Kreiszuschuss in Höhe von 83.900 € (davon 62.900 € Regelzu-
schuss sowie 21.000 € Zusatzförderung) bewilligt. Gegenüber der ursprünglichen 
Fördersumme (72.100 €) stellt dies eine Erhöhung um 11.800 € dar. 
Voraussetzung für die Förderung durch den Kreis ist, dass die Gemeinde einen 
gleich hohen Zuschuss wie der Kreis übernimmt. 
Der Finanzierungsanteil der Gemeinde war aufgrund des Beschlusses vom 
13.07.2017 mit rd. 72.100 € beziffert.  
Damit die höhere Förderung durch den Kreis gewährt wird, ist folglich auch der ge-
meindliche Zuschuss auf 83.900 € anzupassen. 
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Finanzierung: 
Der gemeindliche Investitionszuschuss in Höhe von 72.100 € wurde bereits im 
Haushalt des Jahres 2018 eingeplant. Da aufgrund des verzögerten Baufortschritts 
ein Mittelabruf noch nicht erfolgt ist, wurdes dieser Betrag als Haushaltsausgaberest 
in das Jahr 2019 übertragen und steht somit weiterhin zur Verfügung.  
Für die Gegenfinanzierung besteht zudem eine gemeindliche Kreditermächtigung, 
die noch nicht ausgeschöpft wurde.  
Die Erhöhung des Investitionszuschusses um 11.800 € sowie die Anpassung der 
Kreditermächtigung wäre im gemeindlichen Nachtragshaushalt 2019 entsprechend 
einzuplanen.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 

Landessportverband  20% (max. 90.000 €)  90.000 € 

     

Kreis Pinneberg   Grundförderung 62.900 € 
 

83.900 € 
 Jugendförderung 21.000 € 

   
 

Gemeinde Holm  Grundförderung 62.900 € 
83.900 € 

  Jugendförderung 21.000 € 

    

Land Schleswig-Holstein Zusatzförderung Sportstättenbau  77.550 € 

    

TSV Holm Eigenleistungen des Vereins  25.000 € 

 Eigenkapital u. Fremdkapital  222.500 € 

    

Gesamtinvestitionsvolumen / förderungsfähige Kosten  = 582.850 € 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, den gemeind-
lichen Zuschuss an den TSV Holm für den Ausbau des vorhandenen Kombinations-
platzes zu einem Baseballplatz um 11.800 € auf 83.900 € zu erhöhen.  
Damit wird sichergestellt, dass auch der Investitionszuschuss aus Sportfördermitteln 
des Kreises in gleicher Höhe gewährt wird.  
Die Anpassung des Investitionszuschusses um 11.800 € sowie die entsprechende 
Gegenfinanzierung durch Darlehensaufnahme ist im Nachtragshaushalt 2019 zu be-
rücksichtigen.   
 
 
 
__________________ 
Hüttner 
  
 



 
 





 

Gemeinde Holm 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0831/2019/HO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 02.07.2019 

Bearbeiter: Melanie Pein AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Holm 12.09.2019 öffentlich 

Gemeindevertretung Holm 26.09.2019 öffentlich 

 

Errichtung von öffentlichen Ladesäulen für E-Autos in Holm; hier: Antrag 
der SPD-Fraktion 
 
Sachverhalt: 
Die SPD-Fraktion hat in ihrem Antrag auf Errichtung von öffentlichen Ladesäulen für 
E-Autos in Holm die Verwaltung gebeten, die Kosten inklusive Fördermöglichkeiten 
für den Bau von Ladestationen für zwei Parkplätze bei der Sporthalle sowie weitere 
E-Ladesäulen auf öffentlichen Parkplätzen in Holm darzustellen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Kosten speziell für die Gemeinde Holm wurden bisher nicht ermittelt, jedoch 
kann auf Erfahrungswerte aus der Gemeinde Moorrege zurückgegriffen werden. Dort 
wurde auf dem REWE-Parkplatz eine E-Ladestation im Mai 2019 errichtet.  
Die Kosten unterscheiden sich je nach Art der aufzubauenden Ladeinfrastruktur. Es 
kann einerseits eine normale Ladestation errichtet werden. Dabei wird für das Aufla-
den eines Akkus mit einer Reichweite von 100-150 Kilometern ca. eine Stunde benö-
tigt. Hierfür ist eine Förderung des Bundes mit maximal 40 % der Kosten möglich. 
Die Kosten wurden für die normale Ladestation mit einmalig ca. 11.600,00 Euro an-
gegeben. Darüber hinaus wird eine monatliche Servicepauschale an den Betreiber in 
Höhe von 58,00 Euro fällig. 
 
Als zweite Variante könnte eine Schnellladestation errichtet werden. Hierbei können 
innerhalb von 30 Minuten Reichweiten von 100 – 150 Kilometern erreicht werden. 
Bei dieser Variante wurden einmalige Kosten in Höhe von ca. 43.000,00 Euro und 
monatliche Kosten für die Servicepauschale in Höhe von 100,00 Euro angegeben. 
Die einmaligen Kosten werden mit maximal 50 % gefördert. In den Angeboten zur 
Servicepauschale sind Reparaturen und Wartungen enthalten. 
 
Unabhängig von der zu wählenden Variante muss der Stromanschluss hergestellt 
werden. Für die Anschlussherstellung kann mit Kosten von einmalig ca. 12.500,00 
Euro ausgegangen werden. Es ist zu klären, wer diese Kosten trägt (z. B. Grund-
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stückseigentümer, sofern die Gemeinde Holm nicht Eigentümerin der entsprechen-
den Fläche ist). 
 
Der Antrag zur Förderung von Ladeinfrastruktur ist bis zum 30.10.2019 einzureichen. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Anschaffungskosten von 43.000,00 Euro sowie die monatlichen Kosten von 
100,00 Euro sind im Haushalt bereitzustellen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
Der Bund fördert maximal 50 % der Investitionskosten für Schnellladestationen ge-
mäß der Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeug in Deutschland des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 13.02.2017. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/Die Gemeindevertretung beschließt: 
 
Alternative 1: 
Für die Gemeinde Holm ist eine normale E-Ladestation bzw. eine Schnellladestation 
zur Aufstellung bei der Sporthalle zu beschaffen. Die Verwaltung wird beauftragt, die 
Fördermittel hierfür gemäß der Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeug 
in Deutschland des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur zu be-
antragen.  
 
Alternative 2: 
Für die Gemeinde Holm ist keine E-Ladestation bzw. keine Schnellladestation zu be-
schaffen. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Hüttner 
 
 
 
Anlagen: 
Antrag der SPD-Fraktion  
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